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Stellungnahme zur Verbändeanhörung 
Entwurf eines 5. Gesetzes zur Änderung des StVG uaV 
 

Mit dem Referentenentwurf eines 5. Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und 
anderer straßenrechtlicher Vorschriften (StVG uaV) strebt das Bundesministerium für Digitales 
und Verkehr die Umsetzung einiger im Koalitionsvertrag ausgehandelter Punkte an. Die 
Autovermieter – als Pioniere geteilter Mobilitätslösungen – begrüßen die geplanten 
Änderungen grundsätzlich, insbesondere die Einführung digitaler Fahrzeugpapiere und die 
Vorbereitungen für einen europäischen, digitalen Führerschein. Gleichzeitig gilt es jedoch, 
Betreiber großer Fahrzeugflotten gezielter zu berücksichtigen. 

 

 

Der Referentenentwurf sieht im Detail vor, dass die Zulassungsbescheinigung Teil I (im 
Folgenden ZB1) künftig neben der papiergebundenen Variante auch in digitaler Form für 
Fahrzeughalter auf nationaler Ebene bereitgestellt wird. Dieser digitale Nachweis wird als 
„digitaler Fahrzeugschein“ (DFZ) bezeichnet. 

So soll der DFZ in Deutschland als gültiges Dokument im Rechtsverkehr anerkannt werden. 
Insoweit käme dem DFZ dieselbe Nachweisfunktion wie der papiergebundenen ZB1 zu. Aus 
Sicht der Autovermieter stellt dieses Vorhaben grundsätzlich eine Erleichterung dar, zum 
Beispiel bei der Vorführung von Fahrzeugen im Rahmen der Hauptuntersuchungen. Der DFZ 
würde als rechtlich gleichwertiges Dokument zur ZB1 die Möglichkeit eröffnen, solche 
Vorführungen mittels eines digitalen Nachweises durchzuführen. Insgesamt ist die 
Digitalisierung von Fahrzeugdokumenten daher ein sinnvoller und politisch 
unterstützenswerter Schritt.  

Dennoch konzentriert sich der Referentenentwurf in erster Linie auf den privaten 
Anwendungsfall, während gewerbliche Flottenbetreiber größtenteils unberücksichtigt bleiben. 
So soll der DFZ ausschließlich dem Fahrzeughalter zur Verfügung stehen, ohne die Möglichkeit 
einer Übertragung an Dritte abzubilden. Dabei besteht seitens großer Flottenbetreiber gerade 
an der rechtssicheren digitalen Übertragung der DFZ enormer Bedarf. 

Aktuell statten Autovermieter ihre Fahrzeuge mit den papiergebundenen Originaldokumenten 
der ZB1 aus, wie es §11 Abs. 6 der Fahrzeugzulassungs-Verordnung vorschreibt. In der Praxis 
kommt es jedoch immer wieder vor, dass diese Dokumente verloren gehen – sei es bei 
Reinigungsprozessen zwischen Vermietungen oder weil sie unabsichtlich aus den Fahrzeugen 
entwendet werden. Fehlen die ZB1-Dokumente, müssen Ersatzdokumente beschafft werden, 
was zeit- und kostenintensiv ist. Zudem können die betroffenen Fahrzeuge während der 
Ersatzbeschaffung nicht vermietet werden. Darüber hinaus werden Flottenfahrzeuge häufig 
weiterverkauft oder an den Hersteller zurückgegeben. Die Abmeldung dieser Fahrzeuge 
erfolgt in der Regel zentral für Fahrzeuge, die im gesamten Bundesgebiet stationiert sind. Dies 
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erfordert, dass die Originaldokumente des abzumeldenden Fahrzeugs postalisch versandt 
werden müssen, was zusätzlichen Zeit-, Personal-, Kosten- und Logistikaufwand mit sich bringt. 

Ebenfalls ist in diesem Zusammenhang auf die einschlägige Rechtsprechung hinzuweisen (vgl. 
OLG Celle, VersR 2008, 204), die feststellt, dass das Aufbewahren der Originaldokumente im 
Fahrzeug im Falle eines Diebstahls als gefahrerhöhend gilt und der Kaskoschutz für das 
Fahrzeug entfallen könnte. Dies bedeutet faktisch, dass die Originaldokumente während eines 
Parkvorgangs oder ähnlicher Situationen stets aus dem Fahrzeug entfernt werden müssen. 

Aus diesen Gründen darf die Digitalisierung nicht beim digitalen Fahrzeugschein für den 
privaten Bereich enden, sondern muss auch auf Flottenanwendungen ausgedehnt werden. 
Gerade hier liegt ein erhebliches Potenzial zur Flexibilisierung und Entbürokratisierung. Die 
Autovermieter stehen dabei gerne als Experten bereit, um eine praxisnahe und zeitnahe 
Weiterentwicklung zu unterstützen. 

Es ist uns zudem ein Anliegen, erneut auf die „Mitführverpflichtung“ gemäß § 11 Abs. 6 der 
Fahrzeugzulassungs-Verordnung hinzuweisen. In der EU-Richtlinie 1999/37/EG über 
Zulassungsdokumente für Fahrzeuge wird zwar die Ausstellung der ZB1 als fälschungssicheres 
Dokument gefordert (vgl. Artikel 3 in Verbindung mit Anhang I), hinsichtlich der 
Mitführungspflicht räumt die Richtlinie den Mitgliedsstaaten jedoch ein gewisses Ermessen ein 
(vgl. Artikel 5). Aus Gründen der Entbürokratisierung wäre es daher denkbar, bis zur Einführung 
entsprechender digitaler Lösungen für Flotten, die Mitführverpflichtung der ZB1 auszusetzen. 
In einigen europäischen Nachbarländern, darunter auch Spanien, wurden solche Lösungen 
bereits erfolgreich etabliert. 

Schlussendlich bereitet sich die Bundesregierung auf die flächendeckende Einführung des 
digitalen Führerscheins vor – als zusätzliche Alternative zu den bekannten 
“Scheckkartenformaten”. Ein Vorschlag der EU-Kommission zielt bereits auf die Einführung 
eines europaweit einheitlichen digitalen Führerscheins ab, und auch in Deutschland erwiesen 
sich erste Pilotprojekte zur Erprobung als erfolgreich. Aus Sicht der Autovermieter wird dieser 
Schritt ausdrücklich begrüßt und unterstützt.  


